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Dieser Aufgabentext besteht aus 13 

fortlaufend nummerierten Seiten. 
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der Bearbeitung abzugeben. 

 

 

Carsten Burgmann 

                      Rechtsanwalt 

Carsten Burgmann -  Kaiserring 12 – 30167 Hannover    Kaiserring 12 

         30167 Hannover 

         Tel.: 0511  221 - 100 

         Fax: 0511 221 - 101 

         Bu/36/16 

1. Aktenvermerk:      14.04.2016 

In einer neuen Sache erscheint heute 

Frau Angelika Bredow 

Im Dorfe 13 

31693 Obernkirchen 

E-Mail: angelika.bredow@online.de 

Sie berichtet Folgendes: 

„Ich bin Eigentümerin einer großen Hofstelle im alten Ortskern von Obernkirchen. Ich halte 

aus beruflichen Gründen u.a. 25 Pferde, die zum größten Teil der Rasse „Tinker“ angehören 

oder mit dieser Rasse verwandt sind. Bei den „Tinkern“ handelt es sich um eine schwere 

Pferderasse, die aufgrund ihrer gemütlichen Art und guter Ausdauer gute Kutschpferde 

abgibt. Ich benötige die Pferde, weil ich mit mehreren Kutschen ein Pferdefuhrunternehmen 

betreibe: So können Sie eines meiner Gespanne für Hochzeiten oder Betriebsfeste etc. mieten. 

Hauptsächlich werden die Gespanne aber für Touristenrundfahrten durch die Obernkirchener 

Sandsteinbrüche gebucht. 

Die Tiere werden artgerecht in einer großen Herde das ganze Jahr draußen gehalten. Ich 

verfüge über sieben große Pferdeweiden, welche die Tiere (auch im Herbst und Winter) 

nacheinander mit einer Standzeit von ca. 4 Wochen pro Weide abweiden. Auf jeder Weide 
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befinden sich massive Unterstände, sodass meine Pferde sich vor den Witterungseinflüssen 

schützen können. Wenn das Nahrungsangebot jahreszeitlich bedingt schlecht ist, füttere ich 

zusätzlich Heu und Hafer, gleiches gilt für Zeiten, in welchen die Pferde durch das 

Fuhrgeschäft stark beansprucht werden. 

Seit geraumer Zeit streite ich mich mit der Amtstierärztin Dr. Schmidt vom Veterinäramt des 

Landkreises Schaumburg wegen der Zäune auf den Pferdeweiden, denn diese bestehen im 

unteren Bereich aus einem Knotengitterzaun und darüber aus drei Reihen Stacheldraht. Die 

Zäune sind tadellos in Ordnung, und ich hatte in den letzten 20 Jahren nicht ein Pferd, das 

sich an diesen Zäunen verletzt hat. Das sieht dann ungefähr so aus:      

 

Nach langem Hin und Her erhielt ich schlussendlich am 12.04.2016 das Schreiben vom 

01.04.2016 (Anlage 1) mit der Post. Ich denke, der Brief hat wegen des bundesweiten 

Poststreikes so lange gebraucht, denn von Stadthagen bis zu uns ist es ja nicht so weit. 

Jedenfalls ist der Brief ungehörig, denn 1.) ist bei mir noch nie etwas passiert, sodass die sich 

nun wirklich nicht um den Tierschutz auf meinen Weiden kümmern müssen, 2.) hätte ich über 

15 km Weidezaun umzubauen, was mich selbst bei einer Nachrüstung mit einem Elektrozaun 

vor dem derzeitigen Zaun ein mittleres Vermögen kosten würde und auch nicht für alle 

Weiden bis Ende April 2016 zu erledigen ist, und 3.) ist seit dem 01.04.2016 bereits ein 

halber Monat vergangen! 

Ich habe Ihnen auch eine Stellungnahme meines Tierarztes (Anlage 2) und der 

Landwirtschaftskammer (Anlage 3) mitgebracht, die meine Sichtweise unterstützen. 

Gern würde ich gerichtlich gegen den Bescheid vom 01.04.2016 vorgehen, denn es ist 

wirklich an der Zeit, dass Frau Dr. Schmidt mal von höherer Stelle erfährt, was unter 

„Tierschutz“ zu verstehen ist. Auch ist das sogenannte „Zwangsgeld“ in Höhe von 500 Euro 

eine Frechheit! Ich möchte es auf keinen Fall zahlen müssen.  

Klagen möchte ich eigentlich nur, wenn ich eine hohe Gewinnchance habe. Falls Sie deshalb 

zu dem Ergebnis gelangen, dass das Veterinäramt im Recht ist, dann werde ich 
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selbstverständlich alles Notwendige veranlassen. Dann brauche ich aber mehr Zeit, denn die 

Umrüstung wird ca. 2, maximal 3 Wochen pro Weide in Anspruch nehmen.  

Bitte prüfen Sie die Angelegenheit bis zum 15.04.2016 und unterbreiten mir bis dahin (per E-

Mail) einen Vorschlag für das weitere Vorgehen. Sollten Sie ein Schreiben an das Gericht 

oder eine Behörde für notwendig erachten, so bereiten Sie dieses bitte als Entwurf vor und 

fügen dieses der E-Mail bei.“ 

2.  Internetrecherche zu den genannten Dokumenten durchführen. 

3.    sodann zu mir 

 

RA Burgmann 
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Ihre Pferdehaltung 

hier: Tierschutzrechtliche Verfügung 

Sehr geehrte Frau Bredow, 

aufgrund der festgestellten tierschutzrechtlichen Missstände treffe ich folgende 

Anordnungen: 

1. Hiermit gebe ich Ihnen auf, Pferde nur noch auf Weiden zu halten, bei denen 

vorhandener Stacheldraht bzw. Knotengitterzaun entweder (a) entfernt und 

durch einen gut sichtbaren, weniger verletzungsträchtigen Zaun ersetzt oder 

(b) in genügend großem Abstand durch eine gut sichtbare, nicht 

verletzungsträchtige Absperrung nach innen abgesichert wurde. Der Abstand 

zwischen dem Stacheldraht bzw. dem Knotengitterzaun und der nicht 

verletzungsträchtigen Absperrung muss so groß sein, dass ein direkter 

Kontakt zwischen Pferden und dem Stacheldraht bzw. dem Knotengitterzaun 

verhindert wird, in jedem Fall aber größer als 50 cm. Die Höhe der Absperrung 

muss der Größe der Pferde entsprechen. Für Fragen der konkreten 

Ausführung stehe ich Ihnen gern zur Verfügung. Diese Anordnung haben Sie 

spätestens einen Monat nach Bekanntgabe dieses Bescheides umzusetzen. 

2. Für den Fall, dass Sie meiner Anordnung zu 1.) nicht Folge leisten, werde ich 

ein Zwangsgeld in Höhe von 500 € für jeden Fall der Zuwiederhandlung gegen 

Sie festsetzen. Die Festsetzung des Zwangsgeldes drohe ich hiermit 

ausdrücklich an. Für den Fall der Nichtbeitreibbarkeit des Zwangsgeldes kann 

 

Veterinäramt 
 

Postanschrift: Am Kiesteich 4-8 

 31855 Stadthagen 

Telefon: +49 (0)5721 / 676 - 1421 

Telefax: +49 (0)5721 / 676 - 1110 

Bearbeitet von:  Dr. Müller 

E-Mail:  Mueller@schaumburg.de 

Internet:  www.schaumburg.de 

 

Datum:      Stadthagen, 01.04.2016 

Az:             39 -1109-2016 

Landkreis Schaumburg 

Der Landrat 

LK Schaumburg Am Kiesteich 4-8 31855 Stadthagen  

Frau Angelika Bredow 

Im Dorfe 13 

31693 Obernkirchen  

Anlage 1 
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das Amtsgericht auf meinen Antrag Zwangshaft bis zu 2 Wochen anordnen. 

Darauf weise ich ausdrücklich hin.  

3. Die sofortige Vollziehung der Ziffer 1) dieser Verfügung ordne ich an. 

Hinweis des GPA: Vom Abdruck der Kostenentscheidung wird abgesehen.  

Rechtsgrundlagen: Diese Anordnung beruht auf § 16a Abs. 1 S. 2 Nr. 1 des 

Tierschutzgesetzes (TierSchG) in der aktuellen Fassung. 

Begründung: 

Die Kontrolle Ihrer Pferdehaltung am 02.03.2016 durch die Amtstierärztin Frau Dr. 

Schmidt des Landkreises Schaumburg, Veterinäramt, gab Anlass zu 

Beanstandungen. Um die tierschutzrelevanten Zustände, wie sie festgestellt wurden, 

abzustellen, sehe ich mich gehalten, Ihnen als verantwortliche Tierhalterin die 

Beseitigung der Mängel bzw. die Schaffung tierschutzkonformer Zustände 

aufzugeben. Mit Schreiben vom 04.03.2016 wurden sie zu der beabsichtigten 

Maßnahme angehört.  

Zur Begründung darf ich im Einzelnen ausführen:  

Zu 1.: Einzäunung der zur Pferdehaltung genutzten Weiden 

Am 02.03.2016 wurde Ihre Pferdehaltung (insgesamt 7 Weiden) in der Gemarkung 

Obernkirchen in Anwesenheit ihres Ehemannes durch Frau Dr. Schmidt kontrolliert. 

Auf einer Weide befanden sich mehrere Pferde der Rasse „Tinker“. Eingezäunt war 

diese Weide – wie auch die übrigen 6 Weiden – mit einem Knotengitterzaun und 

darüber 3 Reihen Stacheldraht. Ihrem Mann wurde unter Verweis auf die 

„Empfehlungen zur Freilandhaltung von Pferden“ mitgeteilt, dass eine Einzäunung 

einer Pferdeweide mit Stacheldraht bzw. Knotengitterzaun ohne Absicherung nach 

innen nicht zulässig sei, da von dem Zaun eine erhebliche Verletzungsgefahr für die 

Tiere ausgehe. Ihr Ehemann zeigte sich jedoch überzeugt davon, dass dieses 

lediglich eine Einzelmeinung darstelle, und teilte mit, dass nicht beabsichtigt sei, die 

Einzäunung zu ändern. Auch im Rahmen der Anhörung teilten Sie mit, dass Sie nicht 

gewillt seien, eine den „Empfehlungen zur Freilandhaltung von Pferden“ des 

Niedersächsischen Ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten und 

gemäß „Leitlinien zur Beurteilung von Pferdehaltung unter 

Tierschutzgesichtspunkten“ des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft 
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und Verbraucherschutz entsprechende Einzäunung der von Ihnen zur Pferdehaltung 

genutzten Weiden herzustellen. 

Gemäß § 2 Nr. 1 TierSchG muss derjenige, der ein Tier hält, betreut oder zu 

betreuen hat, das Tier seiner Art und seinen Bedürfnissen entsprechend 

angemessen ernähren, pflegen und verhaltensgerecht unterbringen. 

Nach Einschätzung der Amtstierärztin Dr. Schmidt, der aufgrund Ihrer Funktion 

wegen § 15 Abs. 2 TierSchG eine besondere Beurteilungskompetenz zukommt, 

verstößt die alleinige Begrenzung der Pferdeweiden mit Stacheldraht und 

Knotengitterzaun gegen die vorgenannte Norm des Tierschutzgesetzes, da diese Art 

der Einzäunung äußerst verletzungsträchtig und daher tierschutzwidrig ist. Diese 

Auffassung wird durch die „Empfehlungen zur Freilandhaltung von Pferden“ des 

Niedersächsischen Ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten und die 

„Leitlinien zur Beurteilung von Pferdehaltung unter Tierschutzgesichtspunkten“ des 

Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz gestützt. 

Beide Gutachten/Handreichungen sind im Internet abrufbar.  

Die Nutzung solchermaßen eingezäunter Weiden kann nur toleriert werden, wenn sie 

in genügend großem Abstand durch einen gut sichtbaren Innenzaun – etwa aus 

Metall oder Holz, jeweils mit festen Streben – so gesichert sind, dass ein direkter 

Kontakt zwischen Pferden und Stacheldraht bzw. Knotengitterzaun verhindert wird. 

Die Feststellung, dass Stacheldraht und Knotengitterzaun als alleinige Begrenzung 

für Pferdeweiden äußerst verletzungsträchtig und daher tierschutzwidrig sind, 

berücksichtigt insbesondere die arttypischen Verhaltensweisen des Pferdes als 

Fluchttier und die Besonderheiten seines Gesichtsfeldes. Stacheldraht und 

Knotengitterzäune werden gegebenenfalls zu spät erkannt und stellen daher eine 

erhebliche Verletzungsgefahr dar. 

Insofern erfüllt Ihre Pferdehaltung die Mindestanforderungen, die an eine Einzäunung 

der zur Pferdehaltung genutzten Weiden zu stellen sind, derzeit nicht. 

Die unter Ziffer 1 festgesetzte Maßnahme ist geeignet, da sie den Tierschutz 

zumindest fördert. Sie ist auch erforderlich, da sie auf einfachste Weise sicherstellt, 

dass die Einzäunung der zur Pferdehaltung genutzten Weiden die 

tierschutzrechtlichen Mindestvoraussetzungen erfüllt. Schließlich ist die Maßnahme 

auch angemessen, da sie von Ihnen nur das verlangt, was auch von jedem anderen 
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Pferdehalter bezüglich der Einzäunung der zur Pferdehaltung genutzten Weiden 

gefordert wird. Insofern ist der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit gewahrt. 

Gleiches gilt für den Ihnen gewährten zeitlichen Vorlauf, denn so haben Sie einen 

Monat Zeit, entspechende Umbauten vorzunehmen.  

Zu 2.: Zwangsgeldandrohung 

Nach § 6 VwVG bin ich berechtigt, die Befolgung einer Verfügung mit Zwangsmitteln 

durchzusetzen. Das am wenigsten belastende Zwangsmittel ist das Zwangsgeld. 

Dieses Zwangsgeld ist nach § 13 Abs. 5 VwVG in konkreter Höhe anzudrohen. Die 

Androhung des Zwangsgeldes in der gewählten Höhe ist unter Berücksichtigung der 

dargelegten Bedeutung der betroffenen Anordnung und Ihrer wirtschaftlichen 

Interessenslage notwendig und angemessen, um eine Befolgung meiner Verfügung 

zu erzwingen. 

Ich gehe jedoch davon aus, dass sie von nun an bemüht sind, ordnungsgemäße 

Zustände zu schaffen, um die Festsetzung der angedrohten Zwangsgelder 

entbehrlich zu machen. 

Zu 3.: Anordnung der sofortigen Vollziehung: 

Nach § 80 der VwGO bin ich dazu berechtigt, zur Durchführung meiner Anordnung 

deren sofortige Vollziehung anzuordnen. Die sofortige Vollziehung wird im 

besonderen öffentlichen Interesse angeordnet. 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Hinweis des GPA: Auf den Abdruck der ordnungsgemäßen Rechtsbehelfsbelehrung 

wird verzichtet.  

 

Hochachtungsvoll 

Im Auftrage 

 

 

gez.: Müller 

(Kreisveterinärdirektor Dr. Müller) 
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Groß- und Kleintierpraxis  

Dr. med. vet. Konstantin Kleinstäuber 
Obernkirchen, den 13. April 2016 

Bescheinigung: 

Als seit über 10 Jahren betreuender Tierarzt auf dem Hof von Frau Angelika Bredow, Im 

Dorfe 13, 31693 Obernkirchen, bescheinige ich, dass ich dort während meiner Praxistätigkeit 

nie ein Pferd aufgrund einer Drahtverletzung behandelt habe. Ich halte die Gefahr des 

Auftretens solcher Verletzungen wegen der gut sichtbaren Einzäunung der weitläufigen 

Fläche für nicht gegeben. 

gez.: Dr. med. vet. Konstantin Kleinstäuber   

  

 

Anlage 2 
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Betrieb: Angelika Bredow, Im Dorfe 13, 31693 Obernkirchen 

Zum Betrieb gehören 1.200 ha Grünland, davon sind ca. 800 ha Weideland. Die 

Koppelgrößen belaufen sich auf ca. 20 ha pro Koppel. Auf sieben dieser Koppeln 

werden Pferde gehalten. Auf den übrigen Koppeln stehen ca. 1.500 Mutterschafe mit 

Nachzucht, ca. 150 Kühe und diverse andere Nutztiere. 

Die Umzäunung besteht aus stabilen Holzpfählen, die im unteren Bereich mit 

Knotengitterzaun und im oberen Bereich mit drei straff gezogenen Stacheldrähten 

verbunden sind. Der Zaun hat insgesamt eine Höhe von ca. 110 cm. 

Aufgrund der Größe der Koppeln, der kleinen Herdenstruktur bei den Pferden, der 

Abgeschiedenheit der Flächen und des ausreichenden Graswuches ist die 

Wahrscheinlichkeit, dass Pferde sich an den Stacheldrahtzäunen verletzen, äußerst 

gering. Die auf den Flächen gehaltenen Pferde zeichnen sich aufgrund ihrer 

Rassezugehörigkeit durch Zuverlässigkeit und Sanftmut aus. Auch aufgrund der 

vorgefundenen Verhältnisse (Ortsbesichtigung am heutigen Tage) gehen wir davon 

aus, dass in dieser Ausnahmesituation eine Umzäunung durch Stacheldraht toleriert 

werden kann. 

Im Auftrage 

gez.: Theo Struck 

  

Fachbereich 3.5 
Tierzucht, Tierhaltung, Versuchswesen 
Tier, Tiergesundheit 
 
Postanschrift:   Seedorf-Straße 1-3 
  29525 Uelzen 

Telefon: +49 (0)581 / 8073-0 
Telefax: +49 (0)581 / 8073-150 

Bearbeitet von:   Herrn Struck 

Internet:      www.lwk-niedersachsen.de 

 

 

LWK   Seedorf-Str. 1-3   29525 Uelzen 

Frau 

Angelika Bredow 

Im Dorfe 13 

31693 Obernkirchen 

Ihr Zeichen Unser Zeichen Ansprechpartner Durchwahl E-Mail Datum 

  Herr Struck -300 struck@lwk-niedersachsen.de 13.4.2016 

Stellungnahme - Zaungestaltung 

 

Anlage 3 
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Ergebnis der Internetrecherche: 

1. „Empfehlungen zur Freilandhaltung von Pferden“ des Niedersächsischen 

Ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (Auszüge aus der 

aktuellen Fassung): 

Aus dem Vorwort: 

„Die nachstehenden Empfehlungen sind von Pferdehaltern, Wissenschaftlern und 

Verbands- sowie Behördenvertretern unter Federführung des Tierschutzdienstes 

Niedersachsen erarbeitet worden. Umfassendes Sach- und Fachwissen wurde zu 

einem gut verständlichen Leitfaden zusammengestellt. Objektive, wissenschaftlich 

fundierte Kriterien geben Hilfestellung für die tierschutzfachliche Bewertung der 

ganzjährigen Freilandhaltung von Pferden.“ 

Unter Ordnungsnummer 12 ab Seite 4 0ff. werden Zäune  wie folgt behandelt:  

ĂDie Einzäunung darf keine erhöhte Verletzungsgefahr für die Pferde darstellen und 

muss stabil und ausbruchsicher sein, d. h. gut sichtbar und respekteinflößend. 

Defekte oder unzureichende Einfriedungen sind tierschutzwidrig. Einzäunungen 

müssen regelmäßig kontrolliert und gegebenenfalls repariert werden. Glattdraht, 

Stacheldraht und Knotengitterzäune sind als alleinige Begrenzungen für 

Pferdeweiden äußerst verletzungsträchtig und daher tierschutzwidrig. Die Nutzung 

solchermaßen eingezäunter Weiden kann nur toleriert werden, wenn sie in genügend 

großem Abstand durch einen weiteren, gut sichtbaren Innenzaun so gesichert sind, 

dass ein direkter Kontakt zwischen Pferden und Stachel- oder Glattdraht bzw. 

Knotengitter verhindert wird. [é]  

[é] Bei ausbrechenden Pferdeherden besteht ein großes Gefahrenpotential für die 

Tiere selbst und für den Fahrzeugverkehr. Im Regelfall überwinden bei einer Herde 

immer alle Pferde den Zaun, selten nur Einzeltiere. Für Paddocks und Weiden, in 

denen Hengste gehalten werden, können besondere Einzäunungen und Zaunhöhen 

erforderlich werden.  

Es gilt der Grundsatz: Je kleiner die Fläche, desto höher und sicherer muss der Zaun 

sein. Dies gilt insbesondere, wenn Sichtkontakt zu anderen Pferden besteht. Es 

können Zaunhöhen bei Großpferden von bis zu 200 cm und bei Kleinpferden bis zu 

150 cm erforderlich werden.ñ 
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2. „Leitlinien zur Beurteilung von Pferdehaltung unter 

Tierschutzgesichtspunkten“ des Bundesministeriums für Ernährung, 

Landwirtschaft und Verbraucherschutz 

Aus der Einleitung: 

ĂDer Schutz der Tiere ist durch das Tierschutzgesetz (TierSchG) geregelt. Nach § 1 

TierSchG ist es Zweck dieses Gesetzes, aus der Verantwortung des Menschen für 

das Tier als Mitgeschöpf dessen Leben und Wohlbefinden zu schützen. Niemand 

darf einem Tier ohne vernünftigen Grund Schmerzen, Leiden oder Schäden zufügen. 

[é] Bereits in der ersten Fassung von 1995 boten die Leitlinien nicht nur eine 

wichtige Grundlage der Selbstkontrolle für Pferdehalter, sondern waren auch den für 

die Durchführung des Tierschutzgesetzes zuständigen Behörden bei der Erfüllung 

ihrer Aufgaben hilfreich. Im Lichte des in den vergangenen Jahren erzielten 

Kenntnisgewinns erschien es sinnvoll, die Leitlinien zu überarbeiten. Dabei haben 

Vertreter verschiedener Bundesländer und Verbände sowie weitere Sachverständige 

mitgewirkt, ihr Wissen und ihre Erfahrungen eingebracht. Ihnen sei herzlich gedankt. 

Leitlinien sind keine Rechtsnormen und damit nicht rechtsverbindlich. Auch kommt 

ihnen nicht der Charakter von Verwaltungsrichtlinien zu. Sie sind Orientierungs- und 

Auslegungshilfe bei der Anwendung der einschlägigen Rechtsvorschriften und nicht 

Rechtsgrundlage. Sie schränken auch nicht die Zulässigkeit dessen ein, was nach 

nationalem oder Gemeinschaftsrecht erlaubt ist.ñ 

Die Einzäunung wird ab Seite 10f. unter der Ordnungsnummer 3.1.2 erörtert: 

ĂDie Einzªunung muss so beschaffen sein, dass grºÇtmögliche Sicherheit für Tier 

und Mensch gewährleistet ist. Dabei sind die arttypischen Verhaltensweisen des 

Pferdes als Fluchttier und die Besonderheiten seines Gesichtsfeldes zu 

berücksichtigen. Die Einzäunung muss gut sichtbar, stabil und möglichst 

ausbruchsicher sein. Die Bedeutung der Stabilität wird bisweilen unterschätzt; sie 

muss z. B. bei älteren Holzzäunen oder bei alleiniger Verwendung von 

Elektrozäunen besonders beachtet werden. 

Defekte oder unzureichende Einzäunungen, freiliegende Spiralen bei Torgriffen und 

Torfedern sowie die Verwendung von Stacheldraht und anderen Metalldrähten, 

ausgenommen gut sichtbare Elektrodrähte, sind tierschutzrelevant. Als alleinige 

Einzäunung ist Stacheldraht oder Knotengitter bei Pferden tierschutzwidrig. 
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Bei der Zaunausführung sind spezielle Kriterien zu beachten, wie beispielsweise 

Rasse und Geschlecht der Pferde, Beweidungsform (ganzjährig, zeitweise), 

Bestandsdichte und Futterangebot, Art, Lage und Größe der Weide (Verkehrsnähe, 

Risikobereiche) bzw. des Auslaufs sowie Zaunmaterial. Spitze Winkel und andere 

Engpässe sind bei der Einzäunung zu vermeiden.ñ 
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Hinweise für die Bearbeitung 

1. Gutachten: Die Angelegenheit ist aus anwaltlicher Sicht nach Maßgabe des Auftrags 

der Mandantin umfassend zu begutachten. Auf alle aufgeworfenen Rechtsfragen ist 

einzugehen. Überlegungen zur Zweckmäßigkeit des weiteren Vorgehens sind 

anzustellen. Das Gutachten hat mit einem zusammenfassenden Vorschlag für das 

weitere Vorgehen zu enden. Begutachtungszeitpunkt ist der 15. April 2016.  

2. Praktischer Aufgabenteil: Die von der Mandantin erbetene E-Mail mit dem Vorschlag 

für das weitere Vorgehen ist zu entwerfen. Für den Fall, dass nach dem Ergebnis des 

Gutachtens ein Schriftsatz an ein Gericht oder eine Behörde zu verfassen ist, ist ein 

solcher Schriftsatz zusammen mit allen ggf. erforderlichen und Erfolg versprechenden 

Anträgen auszuformulieren. Der Schriftsatz an Gericht oder Behörde hat eine 

rechtliche Begründung zu enthalten (Verweise auf konkrete Passagen des Gutachtens 

sind darin zulässig), ein ggf. erforderlicher Schriftsatz an ein Gericht hat zudem eine 

gedrängte Darstellung des Sachverhalts zu enthalten.  

3. Die Formalien (Ladungen, Unterschriften, Vollmachten, Zustellungen etc.) sind in 

Ordnung.  

4. Die in den Unterlagen abgedruckten Tatsachen sind als richtig anzusehen. Soweit 

Unterlagen nicht abgedruckt sind, ist zu unterstellen, dass diese den angegebenen 

Inhalt haben. Wurden einzelne Passagen weggelassen, sind diese für die Bearbeitung 

ohne Relevanz. Wird weiterer Tatsachenvortrag oder eine weitere Aufklärung des 

Sachverhalts für erforderlich gehalten, ist davon auszugehen, dass weitere 

Informationen nicht erlangt werden konnten.  

5. Die behördlichen Zuständigkeiten sind gewahrt. Schaumburg liegt im Gerichtsbezirk 

des Verwaltungsgerichts Hannover. Der Landkreis Schaumburg wird durch den 

Landrat ordnungsgemäß vertreten. Es ist davon auszugehen, dass eine 

landesrechtliche Regelung nach § 78 Abs. 1 Nr. 2 VwGO nicht existiert.  

6. Das Land Niedersachsen hat das Widerspruchsverfahren gemäß § 68 Abs. 1 Satz 2 

Var. 1 VwGO abgeschafft.  

7. Der Bescheid des Landkreises Schaumburg ist am 01. April 2016 zur Post gegeben 

worden. Im Verwaltungsvorgang ist ein entsprechender Vermerk vorhanden. Der von 

der Mandantin erwähnte Poststreik hat unstreitig im relevanten Zeitraum stattgefunden. 

8. Soweit es auf verwaltungsverfahrensrechtliche, verwaltungsvollstreckungsrechtliche 

oder verwaltungszustellungsrechtliche Vorschriften ankommt, sind das VwVfG, das 

VwVG bzw. das VwZG des Bundes anzuwenden. 

9. Auf Normen, die nicht zur Verfügung stehen, kommt es für die Lösung des Falles nicht 

an, auch soweit sie im Aufgabentext genannt werden.  

10. Bei der Bearbeitung ist die Rechtslage auf dem Stand der zugelassenen Hilfsmittel und 

der im Anhang abgedruckten Vorschriften zugrunde zu legen.  

11. Es wird gebeten, die Auflage der in der Klausur benutzten Kommentare anzugeben. 


